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Arbeitshilfe zur Arbeitnehmerüberlassung –  

Entlastung in der Pflege während der Corona-Krise 

 

Stand: 12. Juni 2020 

Neu: Hinweise zur Umsatzsteuerbehandlung der Arbeitnehmerüberlassung 

Die Corona-Pandemie führt dazu, dass in einzelnen Pflegeeinrichtungen und Diensten, ins-

besondere bei angeordneten Schließungen von Tagespflegen, Arbeitnehmer nicht eingesetzt 

werden können. Auf der anderen Seite werden Pflegekräfte in der vollstationären und ambu-

lanten Pflege mehr denn je gebraucht. Aus diesem Grund bietet sich für betroffene Pflege-

einrichtungen an, freie Personalressourcen im eigenen oder bei anderen Unternehmen ein-

zusetzen bzw. zur Verfügung zu stellen.  

Diese Ausnahmesituation bringt für einen vorübergehenden Zeitraum das Thema Arbeit-

nehmerüberlassung für alle in den betroffenen Pflegeunternehmen vorhandenen Arbeitneh-

mer auf die Agenda. Hierbei geht es nicht um eine regelhafte Betätigung in der Leihar-

beit als weiterer Geschäftszweig, sondern ausschließlich um eine krisenbedingte und 

nur vor-übergehende Überlassung der Arbeitnehmer an einen anderen Betrieb.  

Nachfolgende Hinweise dienen zur kurzen Erläuterung und die anliegenden Muster dienen 

einer unkomplizierten Umsetzung dieser Möglichkeit mit den betroffenen Arbeitnehmern und 

dem Entleiher. Die Arbeitnehmer werden in der Regel auch ein Interesse an einer Fortfüh-

rung der Tätigkeit im Rahmen der Leiharbeit haben, um mindestens ihr bisheriges Gehalt 

sichern und sich in der aktuellen Corona-Krise auch aktiv einbringen und helfen zu können. 

Gleichzeitig wird klargestellt, dass die Arbeitnehmer nach Ende der Corona-Krise bei Wie-

dereröffnung der geschlossenen beziehungsweise eingeschränkten Betriebe auch wieder in 

diese zurückkehren.  

 

1. Was ist Arbeitnehmerüberlassung  

Bei einer Arbeitnehmerüberlassung stellt der Arbeitgeber (Verleiher) einen oder mehrere 

seiner Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) einem anderen Arbeitgeber (Entleiher) temporär 

zur Verfügung. Leiharbeitnehmer und Entleiher haben dabei keine eigenen Vertragsverhält-

nisse. Grundsätzlich fällt nur ein externer Verleih unter das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

(AÜG).  

Bleibt der Arbeitgeber (innerhalb eines Unternehmens) hingegen gleich und wird der Arbeit-

nehmer in einer anderen Einrichtung / einem anderen Dienst des Arbeitgebers tätig, handelt 

es sich nicht um Arbeitnehmerüberlassung. Hierbei reicht eine Vereinbarung mit dem Arbeit-

nehmer über die Tätigkeit in einer anderen Einrichtung aus.  

Das gilt nicht bei einer Konzernstruktur gem. § 18 AktG (wenn zum Beispiel eine Holding 

hinter mehreren Trägern steht). Hierbei fällt eine Überlassung innerhalb des Konzerns 

ebenfalls unter das AÜG.  
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2. Voraussetzungen bei der Arbeitnehmerüberlassung  

Eine Arbeitnehmerüberlassung darf nur im Einverständnis mit dem Arbeitnehmer erfolgen. 

Dazu kann eine Betriebsvereinbarung oder ein Einzelvertrag mit den betroffenen Arbeitneh-

mern geschlossen werden (siehe Anlage). Daneben bedarf es eines zweiten Vertrages mit 

dem Entleiher, der die Überlassung des Arbeitnehmers regelt. In einer solchen „Kooperati-

onsvereinbarung“ werden sowohl Dauer als auch Stundensätze der Überlassung festgehal-

ten.  

Die Überlassung bedarf keiner Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit, wenn die Überlas-

sung nur gelegentlich erfolgt und der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Überlassung einge-

stellt und beschäftigt wird. Das liegt grundsätzlich vor, wenn der Anlass für die Überlassung 

kurzfristig und unvorhersehbar ist (aktuelle Krisensituation), der Arbeitgeber nicht die Absicht 

hat, dauerhaft als Arbeitnehmerüberlasser tätig zu sein und die einzelne Überlassung zeitlich 

begrenzt auf die aktuelle Krisensituation erfolgt. Davon ist während der Corona-Krise grund-

sätzlich auszugehen.  

Des Weiteren bedarf auch eine Überlassung innerhalb einer Konzernstruktur gem. § 1 Abs. 3 

Nr. 2 AÜG keiner Erlaubnis.  

 

3. Rechtsfolgen 

Ein Leiharbeitnehmer bleibt beim Verleiher angestellt, seine Arbeitsleistungspflicht besteht 

jedoch gegenüber dem Entleiher. Das Direktionsrecht über den Arbeitnehmer liegt ebenso 

beim Entleiher. Leiharbeitnehmer erfahren die gleichen Lohnzahlungen und Arbeitsbedin-

gungen, wie die Arbeitnehmer des Entleihers.  

Auch gegenüber der Sozialversicherung bleibt der Verleiher Arbeitgeber und muss die Bei-

träge abführen. Er haftet entsprechend für die fristgerechte Zahlung. Der Entleiher haftet 

erst, wenn der Verleiher die Zahlung verweigert. Er ist diesbezüglich wie ein Bürge zu be-

handeln.  

Bezüglich des Arbeitsschutzes hat der Entleiher sicherzustellen, dass der Arbeitnehmer die 

gleichen Schutzmaßnahmen erfährt, die auch seine eigenen Arbeitnehmer genießen. Ar-

beitsunfälle werden dem Entleiher haftungsrechtlich zugeordnet. Die zuständige Berufsge-

nossenschaft (BGW) ist jedoch die des Verleihers. Wir empfehlen eine Klärung zum Ge-

fahrtarif für die Leiharbeitnehmer mit der BGW.  

 

4. Gestaltung der Stundensätze für Leiharbeitnehmer  

Die außergewöhnliche Situation der Corona-Pandemie bedarf zu ihrer Bewältigung eines 

solidarischen Zusammenhaltes. Vorrangig, auch nach den Vorgaben des GKV-

Spitzenverbandes zum Erstattungsverfahren nach § 150 Abs. 2 SGB XI, ist stets der Einsatz 

in anderen Versorgungsbereichen oder Einrichtungen zu prüfen. Es versteht sich daher, 

dass eine Pflegeeinrichtung seine Arbeitnehmer nicht aus Umsatzzwecken gewerblich über-
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lässt, sondern zur Aufrechterhaltung der Arbeitsfähigkeit anderer Unternehmen. Für die Hö-

he der Stundensätze gibt es zwei Formen: 

a. Der Stundensatz sollte also dem Stundensatz entsprechen, den die Arbeitnehmer 

des Verleihers erhalten. Zahlt der Entleiher höhere Stundenlöhne, sind diese auch 

vom Verleiher zu verlangen und an den Leiharbeitnehmer auszuzahlen.   

Durch den am 27.03.2020 beschlossenen und neu eingeführten § 150 SGB XI erhal-

ten Pflegeeinrichtungen Mindereinnahmen und Mehrausgaben ersetzt (vgl. hierzu die 

bpa-Arbeitshilfe Kostenerstattung gem. § 150 Abs. 2 SGB XI, hier abrufbar). Hierüber 

können auch die Kosten für eine Arbeitnehmerüberlassung geltend gemacht werden.  

Der GKV-Spitzenverband stellt in seinen Fragen und Antworten vom 4. Mai 2020 zum 

Erstattungsverfahren § 150 Abs. 2 SGB XI klar, dass der Verleiher (z.B. also die Ta-

gespflege) die entstandenen Einnahmen bei der Geltendmachung der Minderein-

nahmen über § 150 Abs. 2 SGB XI „gegenrechnen“ muss, wodurch sich die Minder-

einnahmen verringern (siehe hier Antworten auf Frage 12 und 17). Dazu zählen auch 

Einnahmen durch das Überlassen der Arbeitnehmer an andere Träger. 

Der Entleiher andererseits kann die ihm entstandenen Personalmehraufwendungen 

über § 150 Abs. 2 SGB XI geltend machen, sofern er das Personal Corana-bedingt 

entleiht und dadurch keine Mehreinnahmen erzielt.  

b. Daneben kommt auch eine kostenfreie Überlassung des Arbeitnehmers in Betracht, 

wenn der Ausfall des Leiharbeitnehmers finanziell anderweitig kompensiert wird und 

somit eine Doppelfinanzierung auszuschließen ist. Die Mindereinnahmen können 

vom Verleiher gem. § 150 Abs. 2 SGB XI inklusive sämtlicher Personalkosten geltend 

gemacht werden. Der Entleiher darf mit dem Leiharbeitnehmer keine Mehreinnahmen 

durch Leistungsausweitungen erzielen und auch keine Mehraufwendungen geltend 

machen. 

 

5. Anfall von Umsatzsteuer für Arbeitnehmerüberlassung 

Bei entgeltlicher Arbeitnehmerüberlassung zwischen verschiedenen Arbeitgebern stellt sich 

darüber hinaus die Frage der Umsatzsteuer für die Überlassungsentgelte. 

Hinzuweisen ist zum einen darauf, dass es für eine Umsatzsteuerfreiheit nicht darauf an-

kommt, dass die überlassende Einrichtung (Verleiher) eine als gemeinnützig anerkannte Ein-

richtung ist. Hierzu trifft das Bundesfinanzministerium in seinen fortlaufend aktualisierten 

FAQ „Corona“ (Steuern) (hier abrufbar) unter X, Nr. 7 folgende Aussage: 

„Diese umsatzsteuerbaren Überlassungen von Sachmitteln und Räumen sowie von Arbeit-

nehmern können unter den weiteren Voraussetzungen des § 4 Nummer 14, 16, 18, 23 und 

25 des Umsatzsteuergesetzes als eng verbundene Umsätze der umsatzsteuerbegünstigten 

Einrichtungen untereinander umsatzsteuerfrei sein. Für die Anwendung der genannten Um-

satzsteuerbefreiungen ist eine Anerkennung als gemeinnützige Einrichtung nicht erforder-

lich.“ 

https://www.bpa.de/fileadmin/user_upload/MAIN-dateien/BUND/Corona/bpa-Arbeitshilfe_Kostenerstattung____150_Abs._2_SGB_XI.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/2020_05_04_Pflege_Corona_FAQ_Rettungsschirm.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern_Anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=21


 

 
 
 

4 

Darüber hinaus muss dann aber geklärt werden, ob für privatgewerbliche Einrichtungen eine 

der Befreiungstatbestände aus § 4 Nr. 16 Satz 1 a) bis l) UStG tatsächlich zutrifft.  

Dabei sollte beachtet werden, dass nach dem Umsatzsteuer-Anwendungserlass (hier abruf-

bar, vgl. dort Punkt 4.16.6, S. 279) die örtlichen Finanzämter in jedem Einzelfall über das 

tatsächliche Vorliegen der Voraussetzungen der Steuerbefreiung entscheiden („…können zu 

den eng verbundenen Umsätzen gehören…“) und es bei der Befreiung insofern zu einer un-

terschiedlichen Anwendung durch das örtliche Finanzamt kommen kann, falls es die Voraus-

setzungen des § 4 Nr. 16 UStG („ ...mit dem Betrieb von Einrichtungen zur Betreuung oder 

Pflege… eng verbundenen Leistungen...“) im Einzelfall bei der Arbeitnehmerüberlassung als 

nicht erfüllt ansieht. 

Das Bundesgesundheitsministerium hat dem bpa auf Anfrage hierzu zwar geantwortet, dass 

keine unterschiedliche Verwaltungspraxis der örtlichen Finanzämter zu befürchten wäre, oh-

ne jedoch näher darauf einzugehen, in welchen Fällen eine solche Befreiung bei der Über-

lassung von Personal zwischen zugelassenen Pflegeeinrichtungen trotzdem ausscheiden 

würde. 

Der Anfall von Umsatzsteuer bei entgeltlicher Überlassung sollte daher mit Ihrem Steuerbe-

rater abgeklärt werden. Sollte Umsatzsteuer anfallen, ist diese im Wege des Erstattungsver-

fahrens jedenfalls nach § 150 SGB XI zu ersetzen. 

 

Bei weitergehenden Fragen steht Ihnen das Team des bpa Arbeitgeberverbandes je-

derzeit zur Verfügung. 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/Umsatzsteuer-Anwendungserlass-aktuell-Stand-2020-05-07.pdf?__blob=publicationFile&v=25

